rarlberg

unser Land

RICHTLINIE
der Vorarlberger Landesregierung
tiber die Forderung des Personalaufwandes
fiir Gemeindesicherheitswachen

§1
Allgemeines

(1) Das Land Vorarlberg fordert als Trager von Privatrechten die Personalaufwendungen der
Gemeinden fiir die Gemeindesicherheitswache.

(2) Es besteht kein Rechtsanspruch auf Férderung im Sinne dieser Richtlinien.

§2

Férderungswerber
Forderungswerber nach dieser Richtlinie sind die Vorarlberger Gemeinden.

§3

Ausmal der Férderung

(1) Die Forderung darf nur nach MaRgabe der im Voranschlag des Landes bereitgestellten Mit-
tel erfolgen und muss im Einklang mit der Widmung der betreffenden Voranschlagsstellen
stehen.

(2) Der Einsatz der Landesmittel nach den Grundsatzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit
und ZweckmaRigkeit muss gewahrleistet sein.

(3) Das Ausmal der Férderung betrdgt 15 v.H. der Forderungsbemessungsgrundlage gemaR §
4, wobei von der Gesamtforderung 1/3 aus echten Landesmitteln und die restlichen 2/3 aus
Bedarfszuweisungsmitteln gemaR FAG aufzubringen sind.

§4
Férderungsbemessungsgrundlage

(1) Bemessungsgrundlage fiir die Férderung ist jener pauschalierte Personalaufwand der Ge-
meinde fiir die Gemeindesicherheitswache, welcher in dem, dem Forderungsjahr vorangegan-
genen Kalenderjahr anerkennbar ist. Dieser betragt je besetztem Dienstposten Euro 45.687,--
(Stand 01.01.2018) und andert sich jeweils um den Hundertsatz, um den sich der jeweilige
Gehalt eines Gemeindebeamten der Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2, zuziglich allfalliger be-
sonderer Zulagen und Teuerungszulagen andert.
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(2) Bei Dienstposten, die nur wahrend eines Teiles des Jahres besetzt waren und/oder bei
Dienstposten, die nicht von Vollbeschaftigten besetzt waren, hat die Berechnung der Férde-
rung anteilsmaRig zu erfolgen.

§5
Forderungsantrag (Ansuchen)

(1) Férderungen dirfen nur auf Grund unterfertigter schriftlicher Ansuchen gewahrt werden.

(2) Das Ansuchen hat folgende, fiir die Beurteilung erforderlichen Angaben zu enthalten:

e Anzahl der ganzjahrig und vollbeschaftigt eingestellten Gemeindesicherheitswachebe-
diensteten.

e Anzahl der ganzjahrig und teilzeitbeschaftigt eingestellten Gemeindesicherheitswa-
chebediensteten.

e Anzahl der nicht ganzjahrig und vollbeschaftigt eingestellten Gemeindesicherheitswa-
chebediensteten.

e Anzahl der nicht ganzjahrig und teilzeitbeschaftigt eingestellten Gemeindesicherheits-
wachebediensteten.

(3) Gleichzeitig ist mit Forderungsantrag zu bestatigen, dass

a) der Forderungswerber den Organen des Landes, der Rechnungshofe sowie den Europai-
schen Kontrolldienststellen Uberpriifungen des Férderungsvorhabens durch Einsicht in die
betreffenden Biicher, Belege und Unterlagen und durch Besichtigungen an Ort und Stelle
gestattet und die erforderlichen Auskiinfte erteilt,

b) der Férderungswerber samtliche Férderungsansuchen vor und nach der Antragstellung
zum gleichen Vorhaben bei anderen Rechtstrdagern oder Dienststellen der fiir die Gewah-
rung der Forderung zustandigen Abteilung oder Dienststelle mitteilt,

c) der Forderungswerber zur Kenntnis nimmt, dass die Forderungszusage ihre Wirksamkeit
verliert und gewahrte Forderungen zuriickzubezahlen sind, wenn
1. die Forderung auf Grund unrichtiger oder unvollstandiger Angaben des Férderungs-

werbers erlangt wurde,
2. die Forderung nicht dem Férderungszweck entsprechend verwendet wird,

w

Uberpriifungen durch Organe des Landes verweigert oder behindert werden,

4. die vorgeschriebenen Bedingungen und Auflagen aus Verschulden des Férderungs-
werbers nicht erfiillt werden,

d) Geldzuwendungen, die gemaR lit. c zurlickzuzahlen sind, vom Tag der Auszahlung an bis
zur ganzlichen Riickzahlung mit dem fiir diesen Zeitraum geltenden Referenzzinssatz laut
aktuellster Verlautbarung der Osterreichischen Nationalbank, mindestens jedoch mit
0,5 %, kontokorrentmaRig verzinst werden,

e) der Hinweis, wonach derjenige, der eine ihm gewahrte Férderung missbrauchlich zu ande-
ren Zwecken als zu jenen verwendet, zu denen sie gewadhrt worden ist, gemaR § 153 b des
Strafgesetzbuches strafbar macht, zur Kenntnis genommen wird.
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f) der Férderungswerber die Allgemeine Férderungsrichtlinie der Vorarlberger Landesregie-
rung (AFRL) verbindlich anerkennt und der Datenverwendung bzw. Datenveré6ffentlichung
gemal § 5 der AFRL zustimmt.

§6
Forderungszusage

Die Zusage der Forderung hat schriftlich zu erfolgen und kann Bedingungen und Auflagen ent-
halten.

§7

Kennzeichnung von Unterlagen

Die fiir die Gewahrung der Forderung vorgelegten Unterlagen sind in geeigneter Weise (z.B.
mittels einer Stampiglie) zu kennzeichnen, um unzuldssigen Mehrfachférderungen entgegen-
zuwirken.

§8

Férderungsevidenz

Die von der jeweiligen Abteilung oder Dienststelle gewadhrten Forderungen sind bei der ver-
gebenden Abteilung zentral zu erfassen.

§9
Kontrolle der Forderung

(1) Forderungen sind von der fiir die Gewadhrung der Forderung zustandigen Abteilung oder
Dienststelle auf ihre widmungsgemale Verwendung zu kontrollieren. Dabei ist zu Uberprifen,
ob die geférderten Mallnahmen ordnungsgemal’ erbracht und die in der Férderungszusage
ausbedungenen Auflagen und Bedingungen erfiillt worden sind.

(2) Die Kontrolle der widmungsgemaRen Verwendung der gewahrten Foérderungen hat durch
Einsicht in die betreffenden Biicher, Belege und Unterlagen und durch stichprobenartige Vor-
Ort-Kontrollen (Augenschein) zu erfolgen. Die Kontrolldichte solcher stichprobenartiger Vor-
Ort-Kontrollen hat sich nach dem Gefahrenpotential einer missbrauchlichen Forderungsver-
wendung, dem VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz sowie den Vorgaben spezifischer Forderungs-
programme zu richten.

(3) Uber jede Vor-Ort-Kontrolle ist ein Bericht abzufassen, der jedenfalls folgende Angaben zu
enthalten hat:

a) Datum und Ort der Kontrolle,

b) Gegenstand der gewahrten Férderung,

c) Hohe der gewdhrten Forderung,
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d) Angaben dariber, was bei der Kontrolle eingesehen bzw. kontrolliert wurde (z.B. Belege
wurden eingesehen und kopiert bzw. kontrolliert, sonstige Unterlagen wurden eingese-
hen),

e) allfallig festgestellte Beanstandungen einschlielich der Notwendigkeit, die Behebung des
Mangels zu Uberprifen,

f) allfallige weitere forderungsrelevante Tatsachen,

g) Zeitdauer der Kontrolle,

h) Name und Unterschrift des Kontrollierenden.

(4) Die Absatze 1 bis 3 sind auf Forderungen, bei denen gleichwertige Kontrollen durch andere
Institutionen gesichert sind, nicht anzuwenden.

§10
Férderungsmissbrauch

(1) Die fur die Forderung zustandige Abteilung ist gemal § 78 der Strafprozessordnung zur
Anzeige der ihnen in ihrem gesetzmaRigen Wirkungsbereich bekannt gewordenen strafbaren
Handlungen an die Staatsanwaltschaft oder eine Sicherheitsbehorde verpflichtet.

(2) Ein Verzicht auf die Verrechnung von Zinsen fiir zuriickzuzahlende Forderungen ist in be-
sonders begriindeten Fallen méglich.

§11
Verwendung von Begriffen

Soweit in dieser Forderungsrichtlinie Begriffe verwendet werden, kommt ihnen keine ge-
schlechtsspezifische Bedeutung zu. Sie sind bei der Anwendung auf bestimmte Personen in

der jeweils geschlechtsspezifischen Form zu verwenden.

§12
Ubergangs- und Schlussbestimmungen

Diese Richtlinie tritt rickwirkend zum 01.01.2019 in Kraft und ist erstmals auf die Férderun-
gen 2019 zu den Personalkosten 2018 fiir die Gemeindesicherheitswachen anzuwenden.

Seite 4



	§ 1 Allgemeines
	§ 2 Förderungswerber
	§ 3 Ausmaß der Förderung
	§ 4 Förderungsbemessungsgrundlage
	§ 5 Förderungsantrag (Ansuchen)
	§ 6 Förderungszusage
	§ 7 Kennzeichnung von Unterlagen
	§ 8 Förderungsevidenz
	§ 9 Kontrolle der Förderung
	§ 10 Förderungsmissbrauch
	§ 11 Verwendung von Begriffen
	§ 12 Übergangs- und Schlussbestimmungen

